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M 566. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
Vierzehnte Sitzung vom 1. Dezember. 
(Schluß.) 

Abg. Windhorſt (Meppen): Ich bin der An- 
ſicht, daß ſeit Erlaß des Geſetzes vom 17. März 1852 
die Zuziehung von Hülfsarbeitern beim Dber-Tribunal 
nicht mehr zuläſſig iſt. (Hört! Hört!) Es iſt dies 
das Geſetz, welches die Einigung der beiden oberſten 
Gerichtshöfe verlangt. Der Antrag des Abg. Tweſten 
zu dem Antrage meines Vetters, hat uns, wie ſchon 
oft, einen guten Weg gezeigt. Die Streichung des 
Wortes „geſetzlich“ läßt die Motive frei und wir haben 
Urſache über die Motive einen Schleier zu legen, weil 
wir ſchon im vorigen Jahre und früher hätten deutlich 
ſprechen ſollen. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich halte es für 
meine Pflicht, gegenüber der Wichtigkeit der Frage und 
gegenüber von Erfahrungen, welche ich noch geſtern 
gemacht habe, für geboten, mich über einige alldere 
Punkte von politiſcher Bedeutung mit der Offenheit 
auszuſprechen, welche jeden Zweifel darüber ausſchließt, 
was ich wünſche und zu thun gedenke. Es war mir 
ſehr un angenehm, als der Antrag geſtellt wurde, als 
ich hörte und las, daß in Folge der Rede eines Ab- 
geordneten der Antrag eine viel größere Bedeutung 
gewonnen habe, als ich annehmen mußte. Unange⸗ 
nehm war mir der Antrag aus zwei Gründen. Der 
eine Grund iſt ſeit geſtern für mich weggefallen, der 
andere iſt lediglich ſachlicher Natur. Es erſcheint mir 
nämlich ſehr bedenklich, wenn in einem Abgeordneten⸗ 
hauſe die Rechtmäßigkeit der Organlſation eines oberſten 
Gerichtshofes angegriffen wird, wenn dieſe Organiſation 
Über ein Menſchenalter hinaus unangefochten beſtanden 
bat, anerkannt durch dieſes Haus, durch ſeine Bewilli⸗ 
gungen. War der Zuſtand nicht geſetzlich, ſo konnte 
die Bewilligung nicht erfolgen. (Sehr richtig, rechts.) 
So weit meine Erinnerung reicht, iſt noch nicht ein 
ſolcher Angriff auf den oberſten Gerichtshof gemacht 
worden. (Sehr richtig!) Je freier ein Staat iſt, je 
mehr wird er den oberſten Gerichtshof achten. (Bravo!) 
Wozu ſind dieſe Anträge? Ich habe die Prüfung dieſer 
Sache zugejagt, Ihre Bedenken liegen weder in den 
Koſten, noch in der Perſon der Hülfsarbeiter. Ein 
jeder verſtändige Juſtiz-Miniſter wird doch nur Männer 
ausſuchen, welche er für eben ſo befähigt hält, wie die 
wirklichen Mitglieder des höchſten Gerichtshofes. Ihr 
Bedenken beſteht darin, daß die Ständigfeit der Senatt 
verlezt werde und das Recht in Schwanken geräth. 
In der freiwilligen Behinderung der Mitglieder des 
Tribunals, wenn ſie zu Abgeordneten gewählt werden, 
liegt eine große Schwierigkeit. Ich halte die Zuziehung 
von Hülfsleiſtern beim Tribunal für zuläſſig, was 
wollen Sie mit Ihren Anträgen und was können Sie 
damit erreichen! Sie können erreichen, daß das Geld 
geſpart wird, aber Sie können nicht erreichen, daß 
Hülfsarbeiter nicht zugezogen werden. (Hört! Hört!) 
Ihr Wollen wird nicht in Erfüllung gehen. (Hört! 
Hört!) Ich bin von Sr. Majeſtät dem Könige beru- 
ſen, in einem großen Staate die Rechtsordnung auf- 
techt zu erhalten; ich bin verantwortlich für eine prompte 
unparteiiſche Rechtspflege. Dieſer meiner Aufgabe, 

rauf lönnen fie fich verlaſſen, werde ich gerecht werden 
und werde meine Aufgabe erfüllen mit der Energie des 
annes, der wenig oder gar nichts zu wünſchen übrig 
läßt. (Ob! Ob! links. Bravo rechts.) Täuſchen Sie 
nicht in meiner Perſon oder durch Zeitungsnach⸗ 
richten; ich habe keine liberale Neigung. (Hört! hört!) 
ich liebe noch viel weniger mit den einzelnen Parteien 
zu liebäugeln. (Bravo rechts.) Wenn es ſein muß, 
ſo werde ich Hülfsarbeiter beim Obertribunal anſtellen 
mit Diäten (Große Bewegung) und werde ihnen Diäten 
zahlen laſſen und ſie Ihnen bei dem Etat in Rechnung 
ſezen. (Senſation.) Das iſt der Fall des Konfliktes, 
wird von der Kgl. Regierung wahrhaftig nicht ge⸗ 
ucht, aber wenn ſie nicht anders kann, ſo muß ſie 

Konflikt annehmen. (Beifall rechts. Lebhaſter 
Widerſpruch linke.) Der Juſtizminiſter wird auch 

uftig Sr. Majeſtät dem Könige nur ſolche Richter 
iu Mitgliedern vorſchlagen können, von denen er be- 

mimt weiß, daß fie kein Mandat zum Landtage an- 
nehmen. (Oh! Oh! Ruf: Herrenhaus.) 

Abg. Tweſten: (In außerordentlicher Erregung). 
In den Jahren des Konflikts ſind wir nicht daran 
gewöhnt geweſen, von jener Stelle aus ſo gravirende 
b orte zu hören. Aber bei einer rein ſachlichen De- 
alte find uns niemals ſolche Drohungen und Provo- 
d onen begegnet, wie wir ſie heute aus dem Munde 
ten Juſtizminiſters vernommen haben. (Wider⸗ 
hier rechts, lebhafter Beifall links!) Wir haben es 
wir mit einem Poſten von 1000 Thlr. zu thun, und 

begegnen einer Behandlung, die fih auch vor 


Dar Verfaſſungskonflikte nicht ſcheut. (Beifall links!) 
boten geht noch über das hinaus, was uns bisher ge⸗ 


Just wurde. (Hört! Hört!) Ich denke, der Herr 
e miniſter wird ſich noch befinnen, ehe er aus ſeinen 
ten Ernst macht (Obo! Obo!) Ich habe die 


Haus treten? (Oh! Sehr richtig!) Vor dem Privat- 


tettiner 


Abendblatt. 


Hoffnung, daß er nicht immer auf ſeiner Meinung 
beſteht. Der Herr Juſtizminiſter hat im Jahre 1866 
den Sieg der Oeſterreicher über uns herbeigewünſcht. 
(Bravo! Oh! Pfui!) und bald darauf das Beſchlag⸗ 
nahme⸗Delkret gegen ſeinen König unterzeichnet. (Hört! 
Hört!) Ich denke er wird in ſeinem jetzigen Vater⸗ 
lande auch nachgebend ſein. Wenn wir eine Poſition 
abſetzen und der Juſtiz-Miniſter giebt fie doch aus, jo 
iſt dies ein Konflikt, vor dem wir nicht zurückweichen 
dürfen. (Beifall.) Nach einer ſolchen Scene iſt es 
ſchwer auf eine ſachliche Debatte zurückzukommen, ich 
konſtatire aber, daß ſie bis zu dem Augenblick, wo uns 
der Juſtiz-Miniſter dieſe Drohung ins Geſicht ſchleu⸗ 
derte, nur rein ſachlich war. (Lebhafter Beifall.) — 
Der Redner vertheidigt nun ſeinen Antrag. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Wenn der Abg. 
Tweſten für gut befunden hat, mich perſönlich anzugrei⸗ 
fen, ſo bemerkt ich ihm gegenüber, daß ich keine Ver⸗ 
theidigung gebrauche. Ich kann kein Wort darauf er- 
widern, weil ein Eid mich bindet. (Senſation.) 

Der Präſident ertheilt hierauf dem Abg. Heiſe 
das Wort. Die Unruhe im Hauſe namentlich auf der 
Linken iſt ſo groß, daß der Redner ſich nicht verſtänd⸗ 
lich machen kann. 

Abg. Lasker: Ich beantrage die Sitzung auf 
beliebige Zeit zu vertagen. Das Haus iſt in einem 
Theile in einer ſolchen Aufregung daß ich glaube, die 
ſachliche Tendenz der Debatte wied darunter leiden. 
(Oho! Rechts). Ich fürchte, daß unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden die Berathung nicht gefördert werden kann. 

Abg. Heiſe: Ich bemerke, daß der Herr Präſi- 
dent mir bereits das Wort ertheilt hat. 

Abg. Wind thorſt (Meppen) gegen den Antrag. 
Wir ſind Männer, um die Aufregung zu unterdrücken. 

Abg. Dr. Joh. Jacoby: Ich erkläre mich gegen 
den Antrag Lasker, weil ich in keiner Weiſe erregt bin. 
Ich habe nur ausſprechen hören, was wir thatſächlich 
ſeit Jahren erleben. (Beifall.) 

Der Präſident erklärt, daß er eine Abſtimmung 
nicht vornehmen laſſen werde, da er dem Abg. Heiſe 
bereits das Wort ertheilt habe. — 

Abg. Heiſe erklärt ſich darauf unter ſehr großer 
Unruhe des Hauſes gegen die Anträge. Er behauptet, 
daß in den Worten des Juſtiz-Miniſters keine Provo- 
kation, ſondern nur eine Nothwehr liege. (Beifall 
rechts.) 

Abg. Dr. Waldeck: Er wiſſe ſich von jeder 
Aufregung frei; er habe aber die Worte des Herrn 
Juſtiz-Miniſters im hohem Grade bedauert, Worte, mit 
welchen der Herr Juſtiz-Miniſter einen animoſen Ton 
in dieſe Debatte gebracht habe, den ſie früher nicht 
hatte. Wenn das Haus in einer ſolchen Sache einen 
Beſchluß faßt, jo darf kein Juſliz-Miniſter der Welt 
ſich darüber hinwegſetzen, eben ſo wie kein Gericht der 
Welt. Durch die Erklärung des Hrn. Miniſters hat 
die Sache eine ſolche Form angenommen, daß wir mit 
der That vorgehen und die Summe ſtreichen müſſen, 
unbekümmert um die Folgen. (Beifall.) 

Juſtiz⸗Miniſter Dr. Leonhardt: Ich habe nicht 
gejagt, ich würde thun, was mir beliebt (ja wohl!) ich 
habe nur gejagt, daß ich die Rechts⸗Ordnung aufrecht 
erhalten und dasjenige thun würde, was ich für Recht 
erachte, und das iſt dasjenige, was beſteht ſeit einem 
Menſchenalter, unbeſtritten, alljährlich von Ihnen als 
Recht anerkannt. Wie kann man ſagen, ich habe den 
Konflikt provocirt, ich habe grade das Umgekehrte ge⸗ 
jagt (Heiterkeit links). Ich habe nur gejagt, ich könnte 
möglicherweiſe dahin kommen, die Gelder zu veraus⸗ 
gaben. 

Abg. Graf Bethuſy-Huc ſpricht für die Be⸗ 
willigung der 1000 Thlr. obwohl die Aeußerung des 
Hrn. Juſtiz-Miniſters ihm als eine nicht in der Sache 
liegende und gebotene Provokation des Hauſes erjcheiut. 
(Sehr recht !) 

Abg. Dr Virchow: Wohin kommen wir, wenn 
die Miniſter mit einer ſolchen mala fides in das 


recht dieſes Landes ſteht das öffentliche Recht und der 
Juſtizminiſter iſt nicht blos berufen ein Hort ſür das 
Privatrecht zu ſein, ſondern er ſoll in erſter Linie ein 
Hort ſein für die Verfaſſung des Landes. Dies iſt 
gerade einer der Punkte, in denen ſich der Vorgänger 
des Hrn. Miniſters ſchwer gegen das Land verſündigt 
hat. (Oho! rechts). Wie der Juſtiz-Miniſter glauben 
kann, daß es mit unſerer Verfaſſung verträglich iſt, 
die von dem Hauſe geſtrichenen 1000 Thlr. dennoch 
zu verausgaben und auf den Etat zu bringen, das 
möchte ich von ihm wohl erörtert ſehen. Der Herr 
Miniſter ſtellt ſich damit über die geſetzgebenden Fal⸗ 
toren. Der Herr Juſtiz-Miniſter ſollte in dem neuen 
Lande ſeine Stellung als eine verſöhnende betrachten; 
er ſollte ſich auch bewußt werden, daß er ein Partei- 
mann iſt und heute eine Parteirede gehalten hat. 
(Sehr richtig!) Nimmt man eine beſtimmte Stellung 
wahr, jo kommt man in den Verdacht geſinnungslos 
zu ſein. (Beifall.) 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 


Die 1000 


Mittunoch, den 2. Dezember 


Preis ein Stettin zvierteljährlich 11Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


ing. 


hle. werden in namentlicher Abſtimmung mit 192 um 2 Uhr dem Pair von Portugal, Vicomte 


dei 


1868. 


egen 160 Stimmen geſtrichen. Die Anträge Windt⸗ de Paiva, eine Privataudienz zu ertheilen und aus deſſen 
‚ort (Lüdinghauſen) und der Kommiſſare des Hauſes Händen zwei Schreiben Sr. Majeſtät des Königs von 
berden angenommen, Portugal und Algarbien entgegenzunehmen geruht, wo⸗ 
Der Miniſter des Innern, Graf zu Eulenberg, durch der Vicomte de Paiva, ſtatt des mit Todk abge⸗ 
überreicht einen Geſetzentwurf, betreffend einen Gebiets- | gangenen Dom Luiz de Victorio de Noronha, zum 
tustauſch mit Sachſen-Altenburg. — Ueber die ge- außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Minifter 
chäftliche Behandlung dieſer Vorlage ſoll nach dem] bei Allerhöchſtdemſelben, ſowie beim norddeutſchen Bunde 
Druck derſelben Beſchluß gefaßt werden. beglaubigt wird. 

Die Etatsberathung wird fortgeſetzt. — Der Bundesrath wurde am Montag in Ab- 

Bel Tit. 12 (Beſoldungen) bringt Abg. Dr. Koſch weſenheit des Bundeskanzlers Grafen Bismarck durch 
ie Stellung der Subaltern- und Bureaubeamten beim den Präſſdenten Delbrück eröffnet. 
ſtpreußiſchen Tribunal in Königsberg zur Sprache. — Zu Wronke, Kreis Samter, iſt das Domi⸗ 
das oſtpreußiſche Tribunal ſei im Jahre 1850 ge- nikaner⸗Kloſter als Bettelmönchs⸗Orden wieder eröffnet. 
ründet und die Gehälter dieſer Beamten ſeien noch Daſſelbe it auf 12 Mitglieder berechnet, doch befinden 
eute dieſelben, wie ſie im Jahre 1850 feſtgeſtellt wur- ſich zunächſt erſt vier darin. 
en, während die Gehälter der Beamten bei andern g je Rieſelwieſen⸗Anlagen im Kreiſe Konitz 
lppellationsgerichten bereits erheblich erhöht ſeien. Die haben in dieſem Jahre in Folge der dem dortigen kalt⸗ 
Zeamten hätten ſich bereits in einem Geſuch vom Jahre gründigen Boden beſonders zuſagenden Witterung einen 
867 an das Miniſterium gewendet, aber bis heute ſo reichen Ertrag gebracht wie nie zuvor. 
eine Antwort erhalten. Einen Antrag wolle er nicht — Im Regierungs⸗Bezirk Poſen find außer der 
ellen bei der jetzigen Lage der Finanzen, hoffe aber, bereits im Bau befindlichen Märkiſch⸗Poſener und Poſen⸗ 
aß bei einer günſtigeren Lage der Finanzen auch dieſerBromberg⸗Thorner Eiſenbahn noch folgende Projekte in 
Zeamten werde gedacht werden. ider Vorbereitung begriffen: Poſen⸗Wreſchen⸗Stupöe, 

Reg.⸗Komm. Dr. Falk: Er wiſſe von dieſer zum Anſchluß an die Warſchauer Bahn; - Pojen-Plejchen- 
Eingabe nichts, werde aber recherchiren und den Beam- | Oſtrowo⸗Kaliſch; Dels- Kempen; Oels - Krotoſchin⸗ 
en nachträglichen Beſcheid zugehen laſſen. Neuſtadt a. W.; Oels -Oſtrowo⸗Kaliſch; Kaliſch⸗ 

Zu Titel 27 (für die Gerichte erſter Inſtanz)] Oſtrowo⸗Aſſa; Liſſa⸗Bentſchen Altdamm. — Etwas 
legen drei Anträge der Kommiſſarien des Hauſes vor: weniger würde mehr fein! 
) „die Staatsregierung aufzufordern, das Auſrücken — Die vom land wirthſchaftlichen Ministerium 
er Kreisgerichts - Direktoren in höhere Gehälter auch ernannte Kommiſſion zur Unterſuchung des Real-Kredits 
son der Anciennetät abhängig zu machen“. 2) „Die hat am vorigen Sonnabend ihre Arbeiten geſchloſſen. 
Staatsregierung nochmals dringend aufzufordern, die Dem Vernehmen nach ſind die gefaßten Beſchlüſſe einem 
Anordnung zu treffen, daß auch bei den fünf Stadt⸗ Mitgliede der Kommiſſion zur geeigneten Redaktion über⸗ 
gerichten das Aufſteigen der Richter im Gehalte lediglich geben worden und ſoll die Kommiſſion ſelbſt einige 
ſurch das Dienſtalter und nicht durch den erlangten Tage vor der Sitzung des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegtums 
Charakter als Rath bedingt werde“. 3) „die Juſtiz- im Anfange des Februar nächſten Jahres hier wiederum 
beamten-Stellen derſelben Kategorien in allen Theilen zuſammentreten, um den redigirten Entwurf feſtzuſtellen. 
des Staats gleichmäßig zu dotiren und dabei auf eine Auf Grund dieſes letzteren wird dann das Landes⸗ 
entſprechende Erhöhung des Einkommens der zu gering Oekonomie⸗Kollegium ſelbſt in die Berathung eintreten. 
beſoldeten Richter erſter Inſtanz Bedacht zu nehmen“. — Wie man uns aus Paris ſchreibt, ſoll die 
— Die Abgg. Windthorſt (Meppen) und Windthorſt Königin Iſabella der feſten Uleberzeugung leben, in der 
(Lüdinghausen) befürworten dieſe Anträge, Abg, Lam⸗ Kürze nach Madrid zurückzukehren. Nicht ſehr wahr⸗ 
pugnani erklärt ſich dagegen, ebenſo ſcheinlich, wenngleich in Spanien nichts abſolut unmög- 

Der Abg. Lasker, welcher bittet, einmal mit lch iſt. Die der Bewegung ferner ſtehenden Spanier 
den Anträgen auf Erböbung der Gehälter inne zu hal- ſind dagegen der Meinung, daß es zunächſt zu einer 
ten und ſich nicht durch ſolche Beſchlüſſe im Voraus großartigen Anarchie kommen werde, aus der die Wie⸗ 
für neue Steuern die Hände zu binden. Wir haben derherſtellung des ſaliſchen Geſetzes als Reltung hervor⸗ 
nicht blos eine Geldnoth, ſondern auch eine Rech könnte. 
| 


noth. Die Hierarchie macht es, daß der Richterſtand Lübeck, 1. Dezember. Die „Eiſenbahnzeitung“ 
heruntergedrückt wird. Wir dürfen die Geldnoth nicht meldet: Der Senat hat heute dem von Berlin zurüd- 
vor der Rechtsnoth allein behandeln und wir dürfen] gekehrten Dichter Geibel das Ehrenbürgerrecht der Stadt 
namentlich keinen Revers ausſtellen, jährlich ein Paar] Lübeck verliehen. 

Millionen ausgeben zu wollen. 

Bei der Abſtimmung werden die Anträge Nr. 1 
und 2 angenommen, Nr. 3 abgelehnt. Ferner wird 
ein Antrag der Abgg. Lasker und v. Rönne angenom⸗ 
men, dahin gehend: „auf eine Juſtiz⸗Organiſation Be⸗ 
dacht zu nehmen, welche geſtattet, die Juſtizbeamten⸗ 
ſtellen derſelben Kategorie in alleu Theilen des Landes 
gleichmäßig zu dotiren, und eine, dem Bedürfniß ent⸗ 
ſprechende Erhöhung des Einkommens der Richter vor- 
zunehmen.“ 

Abg. v. Wierzbinski klagt über das Verfah⸗ 
ren, keine Aſſeſſoren polniſcher Nationalität, als Richter 
anzuſtellen in dem Großherzogthum Poſen. 

Juſtiz⸗Miniſter Dr. Leonhardt: Ich will dem 
Vorredner zu ſeiner Beruhigung mittheilen, daß ich das 
von ihm angegriffene Verfahren nicht als Prinzip an- 
erkenne. Ob ein dahin gehendes Reſkript meines Amts⸗ 
vorgängers exiſtirt, weiß ich nicht; jedenfalls beachte ich 
dasſelbe nicht. (Beifall.) 

Abg. Leſſe wünſcht eine Verbeſſerung der Ger 
hälter der gerichtlichen Kaſſenbeamten. — Der Reg.⸗ 
Kommiſſar Dr. Falk ſpricht ſich zuſtimmend aus. 


Ausland. 

Brüſſel, 1. Dezember. Die Aerzte des Kron⸗ 
prinzen berathſchlagen über die Möglichkeit, denſelben 
nach einem wärmeren Lande zu bringen. 

Paris, 1. Dezember. Es ſind außerordent⸗ 
liche Maßregeln ergriffen, um jeden Verſuch einer De⸗ 
monſtration zu verhindern. 

Florenz, 1. Dezember. In diplomatiſchen 
Kreiſen wird verſichert, der Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten habe an die Verlceter Italiens in Pa- 
vis, London und Berlin ein Rundſchreiben erlaſſen, in 
welchem die Bedeutung der am 25. v. Mts. von der 
Deputirtenkammer beſchloſſenen Tagesordnung erklärt und 
gegen die provokatoriſche Politik des h. Stuhles Proteſt 
eingelegt wird. 

Madrid, 1. Dezember. Das bereits ange⸗ 
kündigte Rundſchreiben des Miniſters des Innern, Sa⸗ 
goſta, an die Gouverneure der Provinzen iſt heute er⸗ 
ſchienen. Der Miniſter beſchuldigt in demſelben die 
Reaktion, die Tendenzen des Liberalismus zu übertrei- 
ben, um dadurch die liberalen Ideen in Mißkredit zu 
bringen. Der Miniſter fordert die Gouverneure auf, 
Während der letzten Berathung beantragt Abg. Uhlen- die Ordnung überall und um jeden Preis aufrecht zu 
dorff Auszählung des Hauſes, da anſcheinend nicht 150 erhalten. 

Mitglieder mehr anweſend ſeien. Der Präſident jchlägt | — 
Vertagung die Sitzung vor. Dieſe wird angenommen. 
Schluß 4½ Uhr. Naächſte Sitzung Donnerſtag ; 


Pommern. 

Stettin, 2. Dezember. In der geſtrigen 
Stadtverordnetenſitzung berichtete Herr Direktor 
Küker über einen vom Magiſtrat ausgearbeiteten, aus 
10 Punkten beſtehenden und von der Schul⸗Deputation 
geprüften Entwurf über die Reorganisation des ſtädtiſchen 
Freiſchulweſens. Die Deputation iſt im Allgemeinen 
mit der Vorlage einverſtanden, welche bezweckt, ihr in 
ſo fern einen größeren Wirkungskreis zuzuwenden, als 
wie ſie nicht nur wie bisher die Kontrole über den 
Schulbeſuch üben, ſondern auch über die Gewährung, 
reſp. Ablehnung von Freiſchulſtellen, ſowie Nieder- 
ſchlagung reſtirender Schulgelder fernerhin beſchlleßen 
ſoll. Der Entwurf unterſcheidet höhere und Elementar⸗ 
ſchulen; in den erſteren iſt die Zahl der Freiſchüler 
auf einen gewiſſen Prozentſatz beſchränkt, in den letzteren 
dagegen unbeſchränkt. Die 10 Punkte des Entwurfes 
ſind folgende: 1) Jede ganze Freiſchulſtelle iſt nach 
Bedürfniß in zwei halbe zu zerlegen; 2) Alle ordent⸗ 


Uhr. Tagesordnung: 1) Interpellation des Abg. Schulze, 
2) Schlußberathung der Rheinſchiſſfahrts⸗Akte. 3) Bud⸗ 
getberathung (Fortſetzung). 


Deutſchland. 

Berlin, 1. Dezember. Se. Mai. der König 
haben, nach der „Spen. Z.“, befohlen, daß die Hof⸗ 
jagden in der Forſt von Königs⸗Wuſterhauſen nicht 
Anfangs nächſter Woche, ſondern acht Tage ſpäter, und 
zwar nach der Tauffeie rlichkeit im Schloſſe Bellevue, 
die am 10. Dezember ſtattfindet, abgehalten werden ſoll. 
Für dieſe Hoſjagden find 2 Tage beſtimmt und nimmt 
an denſelben Se. Königliche Hoheit der Großherzog 
von Mecklenburg⸗Schwerin Theil, welcher in den erſten 
Tagen der nächſten Woche mit Gemahlin zum Beſuch 
an den Königlichen Hof kommt. 

— Se. Majeſtät der König haben geſtern Nach⸗ 
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Er — 


lichen Lehrer der ſtädtiſchen Schulen erhalten auf ihr] erklären müſſe. Herr Reimarus erinnert an den vi 


Geſuch außerhalb der etatsmäßigen Freiſchulſtellen für 
ihre Kinder Freiſchule in der Anſtalt, an welcher ſie 


ſelbſt unterrichten, 


welcher Modus in der Praxis übrigens Herr Schulrath Balſam erwidert: 
ſchon längere Zeit beſteht, der aber durch die Vorlage entſprechend, 


der Verſammlung bereits vor 4 Jahren gefaßten B 
ſchluß, die Freiſchulſtellen möglichſt einzuſchränken, word 
Jenem Beſchlz 
ſeſen am 1. April d. J. 890 Freiſtell 


ausdrücklich ſanktionirt werden ſoll. Die Punkte 3 bis 8 entzogen, (von welchen man allerdings etwa 150 B 


behandeln die verſchiedenen Fälle, in welchen nach Lage 200 habe wieder verleihen müſſen), 
der Verhältniſſe unbedingt Freiſchule zu gewähren iſt. Feine diesjährige Mehreinnahme von 


und wäre daduß 
2400 Thlr. erzie. 


In den letzten Punkten iſt beſtimmt, daß in der Regel Es jei übrigens weder rechtlich noch thatſächlich richt, 
Freiſchule nicht Schülern gewährt werden ſoll, deren daß die Gewährung von Freiſchule eine Armen-Unte 
Eltern eine Jahres⸗Einnahme von 300 Thlrn. haben ſtützung involvire, denn fie komme nicht lediglich Arme⸗ 
oder aber nach den Beſtimmungen des jetzt gültigen Unterſtützungsempfängern zu Gute, ſei vielmehr eie 
Kommunalabgaben-Regulativs mindeſtens ½ Portion | Pflicht der Schulſozietät oder der politiſchen Gemeine. 
Kommunalſteuern zahlen. Ebenſo ſoll die Verleihung Man möge deshalb den Amelungſchen Antrag ablehnt. 
einer Freiſtelle ſtets nur widerruflich und längstens auf Herr Dr. Wolff meint, der Anſicht des Vorredns 


die Dauer eines Jahres ſtattfinden. 


Kinder unbedingt Freiſchule gewähre, werde die Unzuläng⸗ 
lichkeit des Gehaltes der Lehrer dokumentirt, die fie zu 
einem Unterſtützungs⸗Anſpruch berechtige. Ein der⸗ 
artiger Anſpruch müſſe aber nach inneren, nicht nach 
äußerlichen zufälligen Verhältniſſen geregelt werden. Durch 
die Annahme dieſes Punktes der Magiſtratsvorlage 
würden gerade die bedürftigſten Lehrer von der beab⸗ 
ſichtigten Wohlthat ausgeſchloſſen, 
vorne herein darauf verzichten wollten, ihren Kindern 
eine höhere als die Regulativbildung angedeihen zu laſſen. 
Herr Profeſſor Schmidt bemerlte, daß die Minorität 
der Deputation, um dieſem Uebelſtande entgegen zu 
wirken, vorgeſchlagen habe, die Schulen in höhere, 
mittlere und niedere zu theilen und die Lehrer zu 
berechtigen, ihre Kinder in eine um eine Abtheilung 
höhere Schule zu ſchicken, als die ſei, an der ſie 
ſelbſt unterrichteten. Herr Dr. Wolff: Der allge⸗ 
meine Zweck und ein weſentlicher Vorzug der Vor⸗ 
lage ſei, das Freiſchulweſen der Kompetenz der Armen⸗ 
direktion zu entziehen und es der Schuldeputation zu⸗ 
zuweiſen. Die Schulkommiſſionen hätten die Vorſchläge 
wegen der Befreiungen bei letzterer zu machen. Betreffs 
der in der Schuldeputation hervorgetretenen getheilten 
Anſicht bemerke er, daß durch die Vorlage nichts Neues 
geſchaffen, ſondern bas bereits beſtehende Verhältniß 
nur ſanctionirt werde. Den Lehrern eine ſpezielle Wohl- 
that zuzuwenden, ſei keinesweges beabſichtigt. Er em⸗ 
pfehle deshalb die Annahme der Magiſtratsvorlage. Herr 
Stadtſchulrath Balſam: Die Bezeichnung „höhere 
und niedere Schulen“ ſei nur ad hoe gemacht, ſonſt 
hätte fie keine ſachliche Beziehung. Faltiſch ſel nur in 
den Elementarſchulen die Freiſchülerzahl unbeſchränkt, 
in den gehobenen Schulen, deren die Stadt 3 beſttze, 
wie in den Mittel- und höheren Schulen beſtehe ein 
feſter Prozentſat. Herr Keil empfiehlt die unver⸗ 
änderte Annahme der Magiſtratsvorlage, Herr Profeſſor 
Schmidt dagegen ſein Amendement. Herr Dr. Ame- 
lung ſieht in Betreff der Bewilligung von Freiſtellen 
nur die Konſequenz des Grundſatzes der Armenpflege. 
Er empfiehlt deshalb auch die Mitwirkung derjenigen 
Behörde, der die Almoſenvertheilung obliegt und findet 


es nicht logiſch, eine neue Stelle zu ſchaffen, durch laſſen.“ 
So lange | feinen Antrag zu Gunſten des vom Referenten geſtell⸗ 


welche nur die Arbeitslaſt vermehrt werde. 
nicht nachgewieſen ſei, daß die bisherige Einrichtung er⸗ 


r In der Schul⸗ 
Deputation iſt bei dem zweiten Punkt mit 2 Stimmen 
eingewendet: Dadurch, daß man den Lehrern für ihre 


entſchieden widerſprechen zu müſſen. Wirthſchaftlich ei 
jeder arm, der Andere für ſeine Kinder ſorgen laf. 


es falſch, ſich auf den Standpunkt des Herrn Schi⸗ 
rathes zu ſtellen. Werde die Magiſtratsvorlage ang- 


erledigen. Herr Dr. Moſt erblickt in der Verleihug 
von Freiſchulſtellen keine Armen-Unterſtützung, da mn 
ſolche nicht jo wohl den Eltern als den Kindern e⸗ 


Im Intereſſe des Schulweſens und der Humanität ei 


20%, Sgr. nachbewiligt. — Die Kosten der Voltszäh- | fie dem Angefallenen mehrere Meſſerſiche beigebracht 
lung im vorigen Jahre betragen 433 Thlr. 6 Pf., hatten, unter Mitnahme des leeren Coursſackes, den fit 


und werden die zu dieſer Summe noch fehlenden 200 demſelben entriſſen, die Flucht ergriffen. 


Der Poſt⸗ 


Thlr., ebenſo für den Druck eines für Zwecke der ſtäd⸗ Inſpektor Herr zur Linde war geſtern zur näheren 
tiſchen Verwaltung entworfenen ſtatiſtiſchen Berichtes Feſiſtellung des Sachverhältniſſes in Alt-Damm anwe⸗ 


300 Thlr. bewilligt. Zu den erſtgedachten Koſten ſoll 
Fiskus noch einen Beitrag von 147 Thlr. leiſten und 
wird die Verfolgung des desfallſigen Anſpruches bei der 
Bewilligung der 200 Thlr. ausdrücklich vorbehalten. 
Ebenſo wird beſchloſſen, mit einer Verlagsbuchhandlung 
wegen Uebernahme des Druckes und Verkaufes des Be⸗ 
richtes zu einem möglichſt mäßigen Preiſe in Unterhand⸗ 
lung zu treten. — Von Herrn Halter iſt der dring- 
liche Antrag eingebracht: „eine Petition an das Abge⸗ 
ordnetenhaus wegen Verwerfung des vom Herrn Kultus- 
miniſter v. Mühler neuerdings eingebrachten Geſetzent⸗ 
wurfes über das Volksſchulweſen und Ergreifung der 
Initiative des hohen Hauſes in dieſer wichtigen Sache 
durch Ausarbeitung und Vorlage eines anderen Geſetz⸗ 
entwurfes, zu richten, auch den Magiſtrat zu erſuchen, 


nommen, jo werde dieſe Frage ſich übrigens von ſelſt ſich dieſer Petition anzuschließen, zu deren Ausarbeitung 


eine gemiſchte Kommiſſion niederzuſetzen.“ Der Antrag- 
ſteller motivirt ſeinen Antrag in längerer Rede u. A. 
damit, daß die Verheißungen, welche die jetzt ſeit 18 


währe, aus deren höheren Ausbildung nur der Gemeide Jahren beſtehende Verfaſſung in Bezug auf Kirche und 


Magiſtratsvorlage und der eventuelle Antrag des Dr. Are- 
lung angenommen, wonach der Vorſitzende und zwei M⸗ 


werden ſollen. — Die Verſammlung bewilligte 618 
Thlr. 13 Sgr. zur Fortführung der Waſſerlettung duch 
die Verbindungsſtraße an der nordweſtlichen Seite er 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn, 209 Thlr. 3 Sgr. ur 
Fortführung derſelben bis an's Siechenhaus und 8 
Zhlr. 8 Sgr. 9 Pf. zur Röhrenlegung nach dm 
Schulhauſe in Pommerensdorfer Anlagen. — Ferſer 
wurden dem Salingreſtift aus den Ueberſchüſſen er 
Sparkaſſe die bisherige Subvention von jährlich DD 
Thlr. auf fernere 2 Jahre und zur Möblirung ler 
Dienſtwohnung des zweiten Aſſiſtenzarztes im ſtädtiſchn 
Krankenhauſe 65 Thlr. bewilligt. — Von dem Hern 
Dr. Meyer liegen folgende 2 Anträge vor: 1) zu 
beſchließen, daß aus Chemikern und Technikern eine Kon- 
miſſion gebildet werde, zur Prüfung der Urſachen ser 
mangelhaften Gasbeleuchtung und um Vorſchläge zu 
deren Abhülfe zu machen; 2) dem Magiſtrat zur Er⸗ 
wägung zu geben, ob fi nicht a) eine Ermäßiguig 
der Gaspreiſe überhaupt oder bei Konſumtlon von für 
jährlich 500 Thlr. Gas die Bewilligung einer Bonif- 
kation und b) eine Fixlrung des Gehaltes des Dirck⸗ 
tors, anſtatt der Tantieme von 3 pCt., empfehle. Fr. 
Dr. Moſt referirt, da der erſte Antrag keine Speziſi⸗ 
kation der mA beſtehenden Mängel enthält, worin 
dieſe nach ſeiner Anſicht beſtehen und beantragt ſchließ⸗ 
lich, den Magiſtrat zu erſuchen: „durch den Vorſitzen⸗ 


den und zwei Mitglieder der Gaskommiſſion regelmäßige 


Gasmeſſungen (zur Beurtheilung der Leuchtkraft des 
Gaſes), mittelſt neu anzuſchaffender und im neuen Feuer- 
wehrgebäude aufzuſtellender Apparate vornehmen zu 
Nach kurzer Debatte zog Herr Dr. Meyer 


ten zurück, der darauf von der Verſammlung angenom- 


hebliche Uebelſtände und Nachtheile in ihrem Gefolge] men wurde. Herr Tieſſen beantragt ſodann, über den 


habe, erkläre er ſich deshalb auch prinzipiell gegen die 
neue Organiſation. Einſeitigkeiten und Uuebelſtände 
wären auch dann nicht unausbleiblich, wenn die Schul⸗ 
deputation die Sache allein handhabe. Er ſtelle des⸗ 
halb den event. Antrag: „Der Schuldeputation bei 
Berathungen über die Frage, ob Freiſchulſtellen ver⸗ 
liehen werden ſollen, den Vorſitzenden und zwei Mit- 
glieder der Armen Deputation zuzuordnen.“ Herr 
Schulrath Balſam: Der erſte Grund, weshalb man 
der Schuldeputation die Kompetenz bezüglich der Ge⸗ 
währung von Freiſchnlſtellen zutheilen wolle, ſei ii 
zu erreichen, daß letztere nur ſolchen gegeben würden, 
die ſie wirklich verdienten. Auch in anderen Städten 
ſei die Sache in gleicher Weiſe regulirt. Nach der 
bisherigen Praxis ſei die Freiſchülerzahl in den Elemen⸗ 
tarſchulen bis auf 60 pCt. gewachſen; der Armenpfleger 
habe kein direktes Intereſſe an Erhöhung der Schulgeldein⸗ 
nahmen und ſei daher immer leichter geneigt, Freiſchulſtellen 
zu bewilligen. Der zweite Grund liege in dem Verhalten 
der Freiſchüler in Bezug auf den Schulbeſuch, worüber 
der Armen⸗Direktion jede Kontrole fehle. Duch die neue 
Organisation werde jedenfalls eine beſſere Ueberſicht er⸗ 
zielt. Die Mehrzahl der Mitglieder der Schulkommiſ⸗ 
fionen ſei übrigens gleichzeitig Armenpfleger, der jetzt 
projektirten Einrichtung würden alſo die Vortheile der 
alten nicht entgehen. Herr Dr. Amelung iſt von 
der Auseinanderſetzung des Vorredners noch nicht voll- 
ſtändig überzeugt. Um eine Ueberſicht von den Koſten 
des Freiſchulweſens zu gewinnen, ſtellt derſelbe den An- 
trag: „daß die Armen-Direftion jene Koſten auf ihren 
Etat übernehme und dieſelben baar zur Schulkaſſe ab⸗ 
führe“, anderen Falles aber wiederholt er ſeinen vorher 
geſtellten eventuellen Antrag. Herr Dr. Wolff hält 
es für wünſchenswerth, in dieſer Sache eine Weile zu 
erperimentiren und iſt der Anſicht, daß ſich die Wünſche 
des Vorredners durch Annahme der Mngiſtratsvorlage 
eher, als bei dem bisherigen Modus, realiſiren werden. 
Herr Schulrath Balſam erblickt in der Annahme des 
event. Antrages des Dr. Amelung nur eine vermehrte 
Arbeitslaſt, da man alsdann zwei Stationen kombinire, 
und ſpricht ſich deshalb entſchieden gegen den Antrag 
aus. Herr Juſtiz-Rath Pitzſchky weiſt darauf hin, 
daß die Gewährung von Freiſtellen in den höheren 
Schulen doch unmöglich ins Gebiet der Armenpflege 


Königlichen Telegraphen-Direktion geſchloſſenen Vertrage 
zu. — Ebenſo erklärt fie ſich mit Bejeitigung der Pumpe 
am Ende des Eiſenbahnbohlwerks und der alten Laſta⸗ 
die ſchen Waſſerleitung nebſt den dazu gehörigen Pum⸗ 
pen einverſtanden. — Am 6. Oktober bewilligte die 
Verſammlung an Reinigungskoſten der Lokalitäten der 
Friedrich Wilhelmsſchule ein Pauſchquantum von 40 
Thlr., die diesjährigen Ausgaben betragen indeſſen 53 
falle, weshalb er ſich gegen den Amelungſchen Antrag Thlr. 20 Sgr. 6 Pf. und werden deshalb 13 Thlr. 


erſten Theil des zweiten Antrages für jetzt zur Tages- 


ordnung überzugehen, da der Ertrag der Gas-Anſtalt 


eine weſentliche ſtädtiſche Einnahmequelle bilde. Die 
vorliegende Frage könne nur in Verbindung mit der 
neuen Steuer-Reform gelöſt werden. Dieſer Antrag 
wurde trotz des Widerſpruches des Herrn Dr. Meyer 
angenommen, welcher demnächſt auch den zweiten Theil 


ſeines Antrages zurückzog, weil, wie er jo eben ver- 


nommen, bereits neuerdings mit dem Direftor der Gas⸗ 
anſtalt kontrahirt je. — Zur Deckung einer am 1. 
November ſich bereits auf 1387 Thlr. herausgeſtellten 
Unterbilance gegen den Etat pro 1868, ſowie der noch 


nothwendigen diesjährigen laufenden Ausgaben hat die 
Armen-Direktion beim Magiſtrat noch einen Zuſchuß 


von 20,000 Thaler aus der Kämmereikaſſe erbeten, 
wodurch ſich der diesjährige Zuſchuß auf 79,661 
(4000 Thaler mehr als im Vorjahre) ſteigert. 
Nach einer näheren Motivirung dieſer Zuſchußforderung 
Seitens des Herrn Bürgermeiſters Sternberg wurde 
dieſelbe von der Verſammlung bewilligt. — Zu Mit- 
gliedern der 4. Schulkommiſſion wurden die Herren 
Maurermeiſter Leuſenthin und Tabaksfabrikant Mey, 
ſowie zum Mitgliede der 11. Armen⸗Kommiſſion Herr 
Rentier Schiffmann am Bohlwerk gewählt. Dage⸗ 
gen wurde ein Antrag des Kaufmanns Emil Henning, 
ihn von dem Amte eines Schiedsmannes für den Paj- 
ſauer Bezirk, für welches er erſt neuerdings gewählt ift, 
zu entbinden, als geſetzlich unbegründet abgelehnt. — 
Der Magiſtrat zeigt der Verſammlung an, daß er ihrem 
Beſchluſſe vom Anfang November d. I., betreffend die 
Freigabe der Lieferung von Gaskontrolzählern Seitens 
Privater, beigetreten jei. — In Folge der im Juni d. 
I. ausgeſprochenen Genehmigung der Legung eines Te- 
legraphendrahtes von der Börſe nach dem Artilleriedepot 
(unterirdiſch)? und von da ab über der Erde nach Grabow 
ſtimmt die Verſammlung jetzt dem dieſerhalb mit der 


wenn fie nicht von ſpäter Vortheil erwachſe. — Bei der Abſtimmung wird ie Schule enthalte, bisher gänzlich unerfüllt geblieben ſelen 


und daß der jetzt vorgelegte Geſetzentwurf darauf hinaus⸗ 
gehe, durchweg konfeſſionelle Schulen einzurichten, den 


glieder der Armendeputatlon der Schuldeputation beigeordet Kommunen auch jeglichen Einfluß auf das Schulweſen 


zu entziehen. In Folge der vom Herrn Stadtſchulrath 
Balſam gemachten Mittheilung, daß der hieſige Ma⸗ 
giſtrat bereits vom Magiſtrat in Poſen aufgefordert ſei, 
ſich einer bezüglichen Petilion anzuſchließen und daß es 
fi deshalb empfehlen würde, den Beſchluß des Ma- 
giſtrats, ſowie eine eventuelle Vorlage desſelben abzu⸗ 
warten, welche Anſicht auch vom Herrn Oberbürger⸗ 
meiſter vertreten wurde, beſchloß die Verſammlung, in 
der Hauplſache dem Haker'ſchen Antrage zuſtimmend, 
mit Bildung der Kommiſſion zu warten, bis eine Aeuße⸗ 
rung des Magiſtrats über die von ihm beabſichtigten 
Schritte vorliegt. — Die Debatte über eine Vorlage 
wegen Einrichtung wiſſenſchaftlicher Lehrkurſe für Ele⸗ 
mentarlehrer konnte nicht ftattfinden, weil die Finanz⸗ 
Kommiſſion, der die Sache zur Vorberathung über- 
wieſen, in derſelben noch nicht ſchlüſſig geworden iſt. 
Stettin, 2. Dezember. Der Herr Minifter- 
präſident Graf Bismarck ſetzte mit Familie heute 
Mittag um 12 ½ Uhr feine Reiſe nach Berlin fort. 
Außer einem etwa halbſtündigen Beſuche, welchen der 
Herr Ober-Präfident, Freiherr v. Münchhauſen, im 
Laufe des heutigen Vormittags bei dem Herrn Minifter- 
präfidenten machte, nahm derſelbe keine weiteren Be- 
ſuche an. i 
— v. Wilde, Major aggr. dem 5. pomm. Inf.- 
Regt. Nr. 42, iſt in das Mageb. Füſ.⸗Regt. Nr. 36 
einrangirt; Reinhart, Pr.⸗Lt. & la suite des 7. pomm. 
Inf.⸗Regts. Nr. 54 und die Dir.⸗Mitgl. der Mil. 
Schieß⸗Schule, zum Hauptm. befördert; Dr. Prager, 
Stabsarzt vom ehem. Medizinalſtabe der Armee, zum 


der regimentsärzlichen Funktionen bei demſelben verſetzt; 
Dr. Oſtrowicz, Unterarzt vom Gren.-Regt. König 
Friedr. Wilh. IV. (1. pomm.) Nr. 2, unter Verſetz. 
zum 8. pomm. Inf.⸗Regt. Nr. 61; Dr. Stappenbeck, 
Unterarzt vom pomm. Füſ.-Regt. Nr. 34, unter Ber. 
zum 2. thür.-Inf.⸗Regt. Nr. 32, find zu Aſſiſtenz⸗ 
ärzten befördert; Dr. Keilhold, Stabsarzt vom 1. Vat. 
(Stargard) 5. pomm. Landw.⸗Regts. Nr. 42, zum 2. 
Bat. (Naumburg) 4. thür. Landw.⸗Regts. Nr. 72 
verſetzt; Dr. Wilde, Stabsarzt vom 1. Bat. (Star- 
gard) 5. pomm. Landıv.-Regts. Nr. 42, Dr. Gerloff, 
Stabsarzt vom Reſ.-Landw.⸗Bat. (Stettin) Nr. 34, 
Dr. Herrmann, Stabsarzt vom 2. Bat. (Cöslin) 2. 
pomm. Landw. Rgts. Nr. 9, Dr. Lehmann, Aſſiſtenzarzt 
von demſ. Bat., iſt der Abſchied bewilligt; Brandenburg, 
Zahlm.- Aspirant vom Gren.⸗Regt. König Friedrich 
Wilhelm IV. (1. pomm.) Nr. 2, zum Zahlm. bei 
dem Füj.-Bat. 8. pomm. Inf.⸗Regts. Nr. 61 ernannt; 
Gadow, bisher Gerichts-Aſſeſſor, zum Militär-Inten⸗ 
dantur⸗-Aſſeſſor ernannt und der Intendantur des II. 
Armee-Korps überwieſen; Zimmermann, Militär Inten⸗ 
dantur⸗Aſſeſſor von der Intendantur des IJ. Armee⸗ 
Korps, zu der des VI. Armee-Korps, zum 1. Januar 
1869, verſetzt. 

— Der Königl. Bau⸗Inſpektor Dreſel zu Saar- 
brücken iſt zum Königl. Ober⸗Bau-Inſpektor ernannt 
und als ſolcher bei der Königl. Regierung zu Stettin 
angeſtellt worden. 

— Nachdem durch die Klaſſifikation der Militär⸗ 
perſonen vom 17. Juli 1862 feſtgeſetzt iſt, daß die 
Hautboiſten, jofern fie etatsmäßig ſind oder ihnen die 
Unteroffizierscharge beſonders verliehen worden, zu den 
wirklichen Unteroffizieren gehören, haben dieſelben, in 
Bezug auf die Berechtigung zur Civilverſorgung und 
Civilanſtellung, die gleichen, in dem Reglement vom 
16/20. Juni v. J. über die Civilverſorgung ꝛc. der 
Militärperſonen näher bezeichneten Anſprüche, wie alle 
übrigen Unteroffiziere. Alle entgegenſtehenden älteren 
Beſtimmungen find als durch das vorerwähnte Regle⸗ 
ment aufgehoben zu betrachten. 

— Vorgeſtern Abend wurde der Poſtbote, welcher 
die Botenpoſt von Alt-Damm nach Finkenwalde zu be⸗ 
ſorgen hat, unterweges von vier Kerlen angefallen, 
welche muthmaßlich in dem Glauben, daß der Poſtbote 
in dem Felleiſen Geldbriefe bel ſich führe, ihm dasſelbe 
zu entreißen verſuchten. Der Beamte ſetzte ſich nach 
Kräften zur Wehre und ſchrie gleichzeitig aus Leibes⸗ 
kräften um Hülfe, in Folge deſſen die Räuber, nachdem 
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ſend. Der Thäter iſt man bisher nicht habhaft ge⸗ 
worden. 
Vermiſchtes. 

Deßau, 24. November. Friedrich Schneidet 
der berühmte Komponiſt des „Weltgerichts“ hatte eine 
Mufit zu Schillers „Braut von Meſſina“ komponitt, 
deren Partitur beim Brande des Hoftheaters verloren 
gegangen und wovon ein zweites Exemplar nicht zu 
ermitteln war. Heute nun findet ſich ſeltſamer Weise 
die Originalpartitur zur „Braut von Meſſina“ im 
Beſitze einer hieſigen Dame, welcher der Komponiſt das 
Werk als Geſchenk verehrt hat, mit der Bezeichnung: 
„Am 30. Juli 1817 vollendet Friedrich Schneider 
Die Freude der hieſigen Kunſtverehrer iſt groß. 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 2. Dezbr. Witterung: naßkalt. Wind S. 
Temperatur + IR. 
An der Börſe. 

Weizen etwas feſter, loco pr. 2125 Pfd. gelber 
inländ 64-66 , feinfter 66%, 2% bez., bunter poln. 
63—65 * bez., ungar. 55—60 9% bez., weißer 
bis 68 N, 83—85pfd. pr. Dezember 66 ¼ % Br. u. 
Gd., Frühjahr 65½, 66 ¼ bez. ; 

Roggen wenig verändert, per 2000 Pfd. loco 50 
bis 511. „ feinfter 86pfd 52 bez., pr. Dezember 
50½, ½ bez. u. Gd, Dezbr.⸗Januar 501, ½ Br., 
Frühjahr 50%, 14, % % bez, Mai- Juni 50% 6 
Br. u. Gd. 

Gerſte Detailgeſchäſt, per 1750 Pfd. loco ungar. 
geringe 40½ —43 , beſſere 44 —45, feine 47—48 

Hafer ſtille, pr. 1300 Pfd. loco 33 ½, 34½ , 
47 - 50pfd. = Dezbr. 34 bez, Frühjahr 34 % Br., 
33½ d. 


2 * 

Erbſen ohne Handel. 

Rüböl matt, loco 9½ 3, Br., 9 bez., pr. Der 
zember 9 bez. u. Gd., 9½ Br., Dezember -⸗Januar 
9 bez., April⸗Mai I, FE Br. u. Gd., Septbr.“ 
Oktober 9½ M bez. 

Spiritus feſt, loco ohne Faß 14%, % . bez 
eine abgelaufene Anmeldung 14½ E bez, Dezember 
14½% 7% Gd, 14%, Br., Jan.⸗Februar 14½2, %u 
bez., ohne Faß 15 „ bez., Frühjahr 15½, 1, 
bez. u. Br. 

Angemeldetz 200 Centner Rüböl, 10,000 Quart 
Spiritus. 

Regulirungs⸗ Preiſe: Weizen 66%, Roggen 
5044, Rüböl 9, Spiritus 14½. 

Landmarkt. 

Weizen 60—70 , Roggen 54—58 , Gerſte 
44 50 , Hafer 32-35 , Erbſen 57 6 , Heu 
150 K dr. an, Seh 1-9 . 
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